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Einleitendes Vorwort 
       Vorwort        
 Revision  
Gegenstand dieses Handbuchs ist das auf den ersten Blick paradoxe  

Phänomen der Besteuerung staatlicher Funktionen: namentlich die Eigenbe-
steuerung des Staatsvermögens, der Staatsverwaltung, von Staatsleistungen, 
Staatseinrichtungen und Staatsunternehmen. „Staat“ (vulgo: öffentliche Hand) 
umfasst hier besonders die großen Gebietskörperschaften wie Bund, Länder, 
Kommunen sowie die unzähligen anderen juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts der unmittelbaren und mittelbaren Staatsverwaltung, aber auch 
staatsferne oder staatsexterne öffentlich-rechtliche Anstalten oder Körper-
schaften wie Rundfunk oder Religionsgemeinschaften. 

Die Steuerpflicht ist im Steuerstaat des Grundgesetzes grundsätzlich eine 
gesetzliche Gemeinlast und Grundpflicht der privaten Hand gegenüber dem 
Gemeinwesen. Der Staat überlässt die wirtschaftliche Betätigung somit den 
Bürgern und beschränkt sich auf ihre Besteuerung. Er ist an sich kein Steuer-
subjekt oder Steuerschuldner oder Steuerträger, sondern Steuergläubiger. Die 
Steuerstaatlichkeit lebt von der Ausübung der wirtschaftlichen Freiheit der 
Bürger und ihrer Besteuerung, nicht von der Eigenwirtschaft des Staates und 
seiner Eigenbesteuerung. Die Steuereinnahmen sichern seine aufgabenange-
messene Finanzausstattung. In einer Europäischen Union, die dem Ziel einer 
sozialen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb (Art. 3 EUV, Art. 119 
AEUV) verpflichtet ist, sind Staatswirtschaft und Staatsbesteuerung danach 
rechtfertigungsbedürftige Sonder- oder Ausnahmetatbestände, wenn nicht gar 
Fremdkörper. 

Die rechtliche und rechtstatsächliche Entwicklung ist anders verlaufen und 
hat diese Maximen zumindest relativiert. Der Staat ist heute aktives Wirt-
schafts- und Steuersubjekt. Staatsbesteuerung ist in Deutschland historisch ein 
wirtschafts- und wettbewerbspolitischer Reflex der im 19. Jahrhundert ver-
stärkt mit der Industrialisierung aufkommenden Staats- und Kommunalwirt-
schaft, die ihrerseits Folgen der sich wandelnden Staatsaufgaben hin zu einem 
vorsorgenden Staat sind. In anderen EU-Mitgliedstaaten hat die Idee der 
Staatswirtschaft eine noch längere und fortwirkende wirtschaftspolitische Tra-
dition. Die (nicht immer gewinnträchtigen) Einnahmen der großen Gebiets-
körperschaften aus „wirtschaftlicher Tätigkeit“ besonders in Gestalt von öf-
fentlichen Unternehmen belaufen sich mittlerweile (Stand: 2011) auf mehr als 
20 Mrd. Euro p. a. Diese statistische Einnahmeposition umfasst Mieten, Pach-
ten, Konzessionsabgaben, sonstige Einnahmen und Gewinne aus unzähligen 
Unternehmen und Beteiligungen von Bund, Ländern und Kommunen an 
öffentlichen, privaten oder „gemischten“ Unternehmen (Dividenden, Ge-
winnanteile, Bilanzgewinne der Sparkassen). Hinzu kommen öffentlich-
rechtliche Einnahmen (besonders Vorzugslasten wie Gebühren und Beiträge), 
die ebenfalls wirtschaftliche Staatsleistungen entgelten sollen. 

Nicht erst seit der in den 1980er-Jahren einsetzenden Deregulierung und 
zunehmenden Privatisierung aller Wirtschaftssektoren in Deutschland und 
Europa hat sich der reale Wettbewerb zwischen privaten und (staatlich finan-
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zierten) öffentlichen Unternehmen spürbar verschärft. Zugleich stellt sich die 
Frage, warum der „Staat“ als Steuergläubiger sich selbst besteuern sollte, un-
ter dem Blickwinkel, dass das privatwirtschaftliche Handeln des Staates auch 
der allgemeinen Versorgung seiner Bürger dient. Gefragt wird heute kaum 
mehr, ob der eigensinnige Staat sich und seine Untergliederungen besteuern 
darf, sondern inwieweit dies jedenfalls dann zulässig, angebracht und geboten 
ist, wenn er das Feld der Wirtschaft der Gesellschaft betritt und dort nicht nur 
als Schiedsrichter, sondern auch als Akteur, Spieler und Konkurrent tätig 
wird. Die hiermit verbundene alte Streitfrage nach Grund und Reichweite 
der Selbst- und Gegenseitigkeitsbesteuerung des Staates scheint zugunsten 
einer steuerpraktischen Perspektive aus dem Blick geraten zu sein, gewinnt 
aber im Rahmen einer ausdifferenzierten, föderativen Finanzverfassung an 
fiskalischer und rechtlicher Bedeutung und Brisanz. 

Jedenfalls für die handlungs- und erfolgsbezogenen Steuerrechtstatbestände 
stellt sich danach regelmäßig die konkrete Auslegungsfrage, ob und inwieweit 
eine wirtschaftliche und/oder wettbewerbsrelevante und/oder hoheitliche 
Tätigkeit oder Aufgabe des Staates steuerpflichtig ist. Mit dieser disparaten 
Trias des Wirtschafts-, Wettbewerbs- und Hoheitsprinzips, die unter dem 
Dach des einfachen, auf Finanzbedarfsdeckung ausgerichteten Steuerrechts 
auszugleichen sind, verbinden sich vorrangige oder doch vorausliegende eu-
ropa-, verfassungs- und verwaltungsrechtliche Fragen nach Inhalt, Reichweite 
und Abgrenzung des Steuerzugriffs. Ein eher abschreckendes Muster für die 
Konfusion dieser Problemaspekte ist in diesem Zusammenhang die Neurege-
lung des § 2b UStG ab 2017. 

Ein eigentliches Rechtsystem oder Rechtsgebiet der Besteuerung der öf-
fentlichen Hand existiert nicht. Auch besteht bisher keine abgabenrechtliche 
Mantelregelung oder verfassungsrechtliche Generalklausel, die Maß, Art und 
Reichweite des einzelsteuergesetzlichen Steuerzugriffs steuern oder regeln 
würde. Die hier unter dem Begriff des Besteuerungsregimes zusammengefass-
ten gesetzlichen Regelungen führen eher ein Schatten- oder Nischendasein, 
sind in nahezu allen Steuer- und Abgabengesetzen verstreut und auch inhalt-
lich zersplittert, oftmals im Rahmen des Zustands- und Handlungstatbestan-
des, der die Steuerbarkeit regiert, ansonsten eher versteckt in den Steuerbe-
freiungsregelungen oder anderen Steuervergünstigungen. Grundlegende 
Steuerzugriffstatbestände speziell für die Besteuerung der öffentlichen Hand 
finden sich etwa für das Ertrag- und Umsatzsteuerrecht in § 4 KStG, § 2 
Abs. 3 bzw. § 2b UStG und in Art. 13 MwStSystRL. Da sie besondere, per-
sonelle und sachliche Bedingungen für den Steuerzugriff aufstellen, handelt es 
sich schon an dieser Stelle um Sondersteuerrecht der öffentlichen Hand, das 
oftmals von Herkunft und Tradition geprägt ist. 

Eine überzeugende Integration dieses steuerrechtlichen Sonderregimes in 
das bestehende Besteuerungssystem oder eine Rückkehr zu den allgemeinen 
Besteuerungsgrundlagen ist bisher noch nicht geglückt. Die Reformen der 
letzten Jahre haben vielmehr im Gegenteil tendenziell das Sonderregime mit-
unter kleinteilig und geradezu detailverliebt dirigiert und technokratisch or-
ganisiert, und damit den Abstand zu den allgemeinen Regeln eher verstärkt 
und vertieft. Dies war der Rechtssicherheit nicht förderlich, sondern hat zu 
weiteren Friktionen und Abweichungen von den allgemeinen Grundsätzen 
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beigetragen, die (vor-)schnell in den Vorwurf der Privilegierung der öffent- 
lichen Hand münden. In der alltäglichen Praxis der Finanzverwaltungen ei-
nerseits und pars pro toto der Kommunalverwaltungen andererseits hat sich 
dieses Teilgebiet des Steuerrechts zu einem Spezialgebiet entwickelt, das 
punktuell durch die Rechtsprechung, aber maßgeblich durch Steuererlasse 
oder Nichtanwendungserlasse bestimmt wird und selbst erfahrene Experten 
vor Verständnisprobleme stellt, jedenfalls aber die Prinzipien der Besteuerung 
oder Nichtbesteuerung nicht mehr deutlich zu erkennen gibt. 

Vor diesem Hintergrund ist es Ziel und Anspruch dieses Handbuchs, 
staatsrechtliche, europarechtliche und steuerrechtlichen Grundlagen, Struktu-
ren und innere Systematik, aber auch Einzel- und Sonderfragen sowie 
Rechtsprobleme des besonderen Besteuerungsregimes der öffentlichen Hand 
sowohl für eine vertiefende wissenschaftliche Erkenntnis als auch für steuer-
rechtsdogmatische und praktische Zwecke zu verdeutlichen, zu analysieren 
und zu bewerten. Eine aktuelle, zusammenfassende, allgemeine und systema-
tische Darstellung, die einen zugleich vertieften und umfassenden Gesamt-
überblick verschafft und sich ausschließlich dem Thema widmet, liegt bisher 
in dieser Form noch nicht vor. Die vorhandene Fachliteratur, die mittlerweile 
Legion ist, insbesondere eine Fülle von neuen Aufsätzen und eine Reihe von 
Dissertationen zum Thema, können diese Lücke nur unzureichend oder 
punktuell schließen. Die wegweisende Monographie von Rainer Hüttemann 
unter dem gleichnamigen Titel „Die Besteuerung der öffentlichen Hand“ 
datiert aus dem Jahre 2002. Auch die einschlägige aktuelle und wachsende 
Rechtsprechung der Finanzgerichte und nicht zuletzt des EuGH konnte bis-
her noch nicht aufgearbeitet werden. Andererseits besteht bei den beteiligten 
Akteuren, aber auch beim deutschen und europäischen Gesetzgeber, ein neu-
es, beachtliches Interesse an diesem Thema.  

Da die Einzelfragen zu den teilweise komplizierten und komplexen steuer-
rechtlichen Sonderregelungen nicht nur Anwendungsprobleme verursachen, 
sondern immer wieder mit Auslegungsproblemen zusammenhängen, die  
ihrerseits permanent auf die Grundfragen der Besteuerung zurückführen, 
widmen wir uns im ersten, umfangreichen Teil des Werkes ausführlich den 
verfassungs- und wirtschaftsverwaltungsrechtlichen sowie europarechtlichen 
Grundlagen der wettbewerbsrelevanten, wirtschaftliche Betätigung des Staates 
und seiner Besteuerung. Im Vordergrund steht die der weiteren rechtsdog- 
matischen Durchdringung vorgelagerte Grundfrage, ob und inwieweit staatli-
che Funktionen auf der Grundlage eines umgreifenden markwirtschaftlichen 
und rechtlichen Wettbewerbsprinzips überhaupt besteuert werden dürfen und 
sollten. 

Im zweiten Teil werden die vielfältigen, verstreuten einzelsteuergesetzli-
chen Regelungen im Kontext der jeweiligen Steuerart rechtsdogmatisch und 
systematisch mit Blick auf ihre oftmals umstrittene Auslegung durch Recht-
sprechung, Finanzverwaltung und Schrifttum untersucht. Einen Schwerpunkt 
bilden das durch das Jahressteuergesetz 2009 reformierte Körperschaftsteuer-
recht sowie die durch das Steueränderungsgesetz 2015 reformierte Umsatzbe-
steuerung der öffentlichen Hand. Sowohl die (übergangsweise bis 2020 fort-
geltende) Altregelung des § 2 Abs. 3 UStG als auch die Neuregelung des § 2b 
UStG werden ausführlich, auch vor dem Hintergrund der europarechtlichen 
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Rechtsgrundlage, analysiert. Zudem werden auch andere, bisher eher ver-
nachlässigte Steuerarten und Abgaben, die ebenfalls eine Besteuerung der 
öffentlichen Hand begründen, vorgestellt und bewertet.  

Vorausgeschickt und eingangs vor die Klammer gezogen werden Grund-
strukturen der Besteuerung sowie der bereits im Jahre 1934 eingeführte 
Grundlagenbegriff des Betriebs gewerblicher Art, der bislang nicht nur das 
Ertrags- und Umsatzsteuerrecht geprägt hat. In diesem Zusammenhang wer-
den de lege lata neuartige Rechtskriterien für eine steuerrechtliche Konkreti-
sierung des wirtschaftlichen Wettbewerbsprinzips und des gegenläufigen Ho-
heitsprinzips vorgestellt, die eine bessere Abgrenzung der steuerbaren 
wirtschaftlichen und der nichtsteuerbaren hoheitlichen Aufgaben und Tätig-
keiten des Staates erlauben. Hier und im ersten Teil werden en passant auch 
Fragen der Reform des Besteuerungsregimes de lege ferenda aufgegriffen. 

Der dritte praxisnahe Teil untersucht, wie im Titel angezeigt, Querschnitts-, 
Anwendungs- und Gestaltungsfragen der Besteuerung der öffentlichen Hand 
und wendet sich vorrangig, aber nicht ausschließlich, an diejenigen in Wirt-
schaft, Beratung, Justiz oder Finanzverwaltung tätigen Personen, die konkre-
ten Fragestellungen aus ihren Interessengebieten nachgehen. Im Mittelpunkt 
stehen daher die auch für die öffentliche Hand gestaltbaren, praktisch bedeut-
samen Rechts- und Organisationsfragen einerseits und die steuerrechtliche 
Einordnung der Besteuerung einzelner juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts andererseits (zB Hochschulen, Religionsgemeinschaften, Kammern, 
Rundfunk, Sparkassen). Einen praktischen Schwerpunkt bildet hier seit jeher 
die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen, deren Besteuerung ein geson-
derter Abschnitt gewidmet ist. Es folgen im vierten Teil abschließend Aus-
führungen zur steuerrechtlichen Betriebsprüfung durch die Finanzverwaltun-
gen sowie zum steuergerichtlichen Schutz von Konkurrenzunternehmen; 
beide Aspekte gewinnen in der Praxis zunehmend an Bedeutung. 

In diesen komprimierten Einzelbeiträgen, die jeweils für sich stehen und 
den jeweiligen Norminhalt de lege lata vorstellen und vermitteln, kann der 
Leser (oder die Leserin) schnell einen ersten Einblick in die konkret interes-
sierende positivrechtliche Besteuerung gewinnen. Zudem werden hier auch 
Gestaltungshinweise für die beratende Praxis gegeben. Gewisse Überschnei-
dungen und Redundanzen zum allgemeinen Teil haben wir an dieser Stelle 
auch aus Gründen des besseren Verständnisses in Kauf genommen. Verweise 
sollen hier einen vertiefenden Einblick ermöglichen. Diese Praxisbeiträge, 
zumeist aus der Hand von steuerpraktisch tätigen Fachleuten, ersetzen natür-
lich keine Einzelberatung und sind auch keine direkte Handreichung für die 
konkrete Fallbearbeitung. 

Die Herausgeber danken ausdrücklich den vielen engagierten Autorinnen 
und Autoren – ausgewiesene steuerrechtliche Experten aus unterschiedlichen 
Berufen und Bereichen –, ohne die dieses Gemeinschaftswerk nicht zustande 
gekommen wäre. Die Einzelbeiträge liegen in der Verantwortung des Einzel-
nen; sie verdeutlichen zugleich die Vielfalt der Positionen und Meinungen, 
die diesen Themen- und Problemkreis bislang in besonderem Maße prägen. 
Die Gesamtverantwortung für Konzeption und Gestaltung liegt bei den Her-
ausgebern, die für Anmerkungen, Ergänzungen und Verbesserungsvorschläge 
offen sind. Unser besonderer Dank gilt abschließend dem Verlag C.H.Beck 
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walt und Steuerberater Dr. Thomas Aichberger und zuvorderst der zuständi-
gen Lektorin Frau Ass. iur. Hannah Bittner, die den umfangreichen und auf-
wendigen Band mit sehr viel Engagement, Sorgfalt, Geduld und Nachdruck 
betreut und zum Abschluss geführt hat. 
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